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Bericht und Antrag 
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Dritte Seerechtskonferenz der Vereinten Nationen 
— Drucksache 7/2371 — 


A. Problem 

Mit der vorliegenden Entschließung des Europäischen Parla- 
ments soll darauf hingewirkt werden, daß die Europäische Ge- 
meinschaft bei der Dritten Seerechtskonferenz der Vereinten 
Nationen als politische Einheit auftritt und möglichst einheit- 
liche Verhandlungspositionen vertritt. 


B. Lösung 

Der Rechtsausschuß empfiehlt einstimmig, 

a) von der Entschließung des Europäischen Parlaments zustim- 
mend Kenntnis zu nehmen, 

b) eine Entschließung zu fassen, mit der die Bundesregierung 
aufgefordert wird, bei den Verhandlungen darauf hinzuwir- 
ken, daß die Freiheit der Schiffahrt und die weitgehende 
Nutzungsfreiheit der Meere erhalten bleiben. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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A. Bericht der Abgeordneten Schmidt (München) und Aiber 


Die Vorlage wurde mit Schreiben des Bundestags- 
präsidenten vom 20. September 1974 an den Rechts- 
ausschuß federführend und den Ausschuß für Ver- 
kehr und für das Post- und Fernmeldewesen mit- 
beratend sowie mit Schreiben vom 15. November 
1974 an den Ausschuß für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten mitberatend überwiesen. Die bei- 
den mitberatenden Ausschüsse haben zu der Vor- 
lage in dem Sinne Stellung genommen, daß sie von 
der Entschließung des Europäischen Parlaments 
Kenntnis genommen haben. Der Rechtsausschuß hat 
die Vorlage in seiner 58. Sitzung am 9, April 1975 
beraten. 

Der Rechtsausschuß begrüßt einmütig den Inhalt 
und die Zielsetzungen der Entschließung des Euro- 
päischen Parlaments zur Dritten Seerechtskonferenz 
der Vereinten Nationen. 

Er hält es für erforderlich, daß die Europäische 
Gemeinschaft auf der Dritten Seerechtskonferenz 


als Einheit auftritt und einheitliche Standpunkte 
vertritt. 

Die Dritte UN-Konferenz hat es sich zur Aufgabe 
gemacht, eine neue völkerrechtliche Weltordnung 
für die Meere zu schaffen. Der erste Teil der UN- 
Konferenz wurde bereits in Caracas vom 20. Juni 
bis 29. August 1974 abgehalten. Der Verhandlun- 
gen haben 250 Alternativvorschläge ergeben. Nun- 
mehr wurde die UN-Konferenz am 17. März 1975 in 
Genf fortgesetzt. Der Rechtsausschuß ist einmütig 
der Auffassung, daß die deutsche Verhandlungs- 
kommission zusammen mit ihren europäischen Part- 
nern wie bisher mit allem Nachdruck für die völlige 
Freiheit der Schiffahrt und für eine möglichst um- 
fassende Nutzungsfreiheit der Meere eintreten soll. 
Durch die vorgeschlagene Entschließung soll das 
deutsche Parlament seine Meinung kundtun und der 
deutschen Verhandlungskommission politischen 
Rückhalt geben. 


Bonn, den 16. April 1975 

Schmidt (München) Alber 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Bundestag begrüßt die Entschließung des Europäischen Parlaments über 
die Dritte Seerechtskonferenz der Vereinten Nationen und nimmt davon zu- 
stimmend Kenntnis. 

2. Der Bundestag fordert die Bundesregierung auf, sich bei der Seerechtskonfe- 
renz und eventuell nachfolgenden Verhandlungen mit Nachdruck wie bisher 
dafür einzusetzen, daß die Freiheit 

a) der Schiffahrt, 

b) der Meeresforschung, 

c) der Fernfischerei unter Berücksichtigung der Bedeutung der Fischerei für 
die Wirtschaft der einzelnen Küstenstaaten, 

d) des ungehinderten und nicht diskriminierten Zugangs zu den Rohstoffen 
des Meeres 

erhalten bleibt. 


Bonn, den 16. April 1975 

Der Rechtsausschuß 

Dr. Lenz (Bergstraße) Schmidt (München) Alber 

Vorsitzender Berichterstatter 
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